
MERKBLATT über die Krankenversicherung der Studentinnen und Studenten 
(gem. Studentenkrankenversicherungs-Meldeverordnung vom 27.03.1996; aktualisiert zum Sommersemester 2024 aufgrund 
von Angaben des AOK Bundesverbandes, 10178 Berlin) 
 

1.  Versicherungstatbestände 
a) Versicherungspflicht 
 
 Versicherungspflichtig in der gesetzlichen Kranken-

versicherung und sozialen Pflegeversicherung sind 
Studierende, die an staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland eingeschrieben sind. Dies gilt auch für 
im Inland eingeschriebene Studierende, die ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland 
haben, wenn aufgrund über- oder zwischenstaatli-
chen Rechts kein Anspruch auf Sachleistungen be-
steht. 

 
 Die Versicherungspflicht besteht längstens bis zum 

Ende des Semesters, in dem das 30. Lebensjahr 
vollendet wird. Über diesen Zeitraum hinaus be-
steht die Versicherungspflicht fort, wenn 

 - die Art der Ausbildung, 
- familiäre Gründe, 
- persönliche Gründe, 

 insbesondere der Erwerb der Zugangsvorausset-
zung in einer Ausbildungsstätte des Zweiten Bil-
dungswegs, die Überschreitung der Altersgrenze o-
der eine längere Fachstudienzeit rechtfertigen. 

 
 Studierende, die neben dem Studium gegen Ent-

gelt arbeiten, bleiben studentisch pflichtversichert, 
wenn sie ihrem Erscheinungsbild nach Studierende 
sind, d.h. wenn ihre Zeit und Arbeitskraft überwie-
gend durch das Studium in Anspruch genommen 
werden. Wer dagegen aufgrund des Umfangs sei-
ner Beschäftigung von seinem Erscheinungsbild 
her Arbeitnehmer*in ist, ist nicht als Student*in, 
sondern als Arbeitnehmer*in versicherungspflich-
tig. 

 
b) Familienversicherung 
 
 Studierende sind nicht versicherungspflichtig, wenn 

sie in der gesetzlichen Krankenversicherung ihrer 
Eltern, Ehegatten oder Lebenspartner familienver-
sichert sind; gleiches gilt für die Pflegeversiche-
rung. Anspruch auf Familienversicherung besteht 
für Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, 
wenn sie sich in Schul- oder Berufsausbildung be-
finden. Voraussetzungen für eine Familienversiche-
rung sind bei der jeweiligen gesetzlichen Kranken-
kasse zu erfragen.* 

 
c) Befreiung von der Versicherungspflicht 
 
 Wer durch die Einschreibung als Student*in versi-

cherungspflichtig wird, kann sich auf Antrag von der 
Versicherungspflicht befreien lassen. Der Antrag ist 
innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Versi-
cherungspflicht bei der Krankenkasse zu stellen. 
Die Befreiung kann nicht widerrufen werden; sie gilt 
für die gesamte Dauer des Studiums. 

 
d) Freiwillige Versicherung 
 
 Für Studierende, deren Versicherungspflicht aus 

rechtlichen Gründen endet, setzt sich nach § 188 
Abs. 4 SGB V die Versicherung mit dem Tag nach 
dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht au-
tomatisch fort (obligatorische Anschlussversiche-
rung). Es sei denn, der Studierende erklärt inner-
halb von zwei Wochen nach einem Hinweis der 
Krankenkasse über die Austrittsmöglichkeit tat-
sächlich seinen Austritt! Dieser Austritt wird aller-
dings nur dann wirksam, wenn das Bestehen eines 
anderweitigen Anspruchs auf Absicherung im 
Krankheitsfall nachgewiesen wird. Für das Zustan-
dekommen der obligatorischen Anschlussversiche-
rung bedarf es keiner Vorversicherungszeiten. Die 
freiwillige Mitgliedschaft wird somit auch ohne An-
trag des Studierenden begründet. 

 
 Wer so freiwillig in der gesetzlichen Krankenversi-

cherung weiterversichert ist, bleibt auch versiche-
rungspflichtig in der Pflegeversicherung. Die Versi-
cherungspflicht kann wahlweise aber auch durch 
den Abschluss einer privaten Pflegeversicherung 
eingelöst werden. Dieses Wahlrecht kann nur in-
nerhalb einer Frist von drei Monaten nach Beginn 
der freiwilligen Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung ausgeübt werden. 

 
 Seit 1. April 2007 gelten auch für freiwillige Mitglie-

der einer gesetzlichen Krankenkasse, die als Stu-
dierende an einer ausländischen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschule eingeschrieben 
sind, die beitragsrechtlichen Vergünstigungen der 
Krankenversicherung für Studierende. Weisen 
diese Versicherten ab dem 1. April 2007 nach, dass 
sie zum Kreis der Studierenden gehören, zahlen sie 
für ihre freiwillige Krankenversicherung in Deutsch-
land nur noch den „Studentenbeitrag“. 

 
e) Private Krankenversicherung 
 
 Wer sich privat krankenversichert, ist verpflichtet, 

auch eine private Pflegeversicherung abzuschlie-
ßen. Jugendliche mit privat pflegeversicherten El-
tern können unter denselben Voraussetzungen, wie 
dies in der gesetzlichen Krankenversicherung und 
der sozialen Pflegeversicherung der Fall ist (siehe 
oben unter b) Familienversicherung), beitragsfrei 
privat pflegeversichert sein. 

 
2. Leistungen 
 Studierende und ggf. ihre mitversicherten Angehö-

rigen erhalten als Leistungen unter anderem ärztli-
che und zahnärztliche Behandlung einschließlich 
der Versorgung mit Zahnersatz, Arznei-, Verband-, 
Heil- und Hilfsmitteln, Krankenhausbehandlung, 
Früherkennungsuntersuchungen, Leistungen bei 



 
*Die Höhe der aktuellen Beitragssätze sind bei der jeweiligen gesetzlichen Krankenkasse zu erfragen. 
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Schwangerschaft und Mutterschaft sowie Leistun-
gen bei Pflegebedürftigkeit; Anspruch auf Kranken-
geld besteht hingegen nicht. 

 
3. Beiträge* 
 Versicherungspflichtige Studierende haben die Bei-

träge für das Semester zur gesetzlichen Kranken-
versicherung und zur Pflegeversicherung mit Bei-
tragszuschlag für Kinderlose ab 23 Jahren vor der 
Einschreibung bzw. Rückmeldung im Voraus an die 
zuständige Krankenkasse zu zahlen. Die Zahlungs-
weise wird vom Spitzenverband Bund für alle Kran-
kenkassen einheitlich festgelegt. Auch weiterhin ist 
eine monatliche Zahlung der Beiträge möglich. Bei 
Studierende, die ihre Verpflichtung zur Beitrags-
zahlung nicht erfüllen, verweigert die Hochschule 
die Einschreibung oder die Annahme der Rückmel-
dung.  

 
 Für Studierende, die familienversichert sind, wird 

kein Beitrag erhoben.  
 
 Für Studierende, die freiwillig versichert sind, wird 

die Beitragsbemessung in der Satzung der Kran-
kenkasse geregelt. 

 
4. Keine Einschreibung ohne Versicherung! 

 Gemäß 199a SGB V besteht die gegenseitige Mel-
depflicht bezüglich der Krankenversicherung der 
Studierenden zwischen Krankenkassen und Hoch-
schulen. Das neue digitalisierte Studentenmelde-
verfahren ersetzt die bisherigen Meldungen in Pa-
pierform. 

 Alle Studienbewerber*innen müssen vor der Ein-
schreibung ihren Versicherungsstatus nachweisen. 
Dazu fordern Sie bei der Krankenkasse einen 
Nachweis über den Versicherungsstatus an, sprich 
darüber, ob mit Beginn des Semesters bzw. mit 
dem Tag der Einschreibung eine Versicherung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung besteht o-
der nicht. Daraufhin übermittelt die Krankenkasse 
den Nachweis über den Versicherungsstatus im 
elektronischen Verfahren direkt an die Hoch-
schule. Meldungen in Papierform können nicht 
mehr angenommen werden! 

 
 Studierende, die zu Beginn ihres Studiums bei ei-

ner privaten Krankenversicherung versichert sind, 
kontaktieren eine beliebige gesetzliche Kranken-
versicherung. Diese meldet anschließend im elekt-
ronischen Verfahren das Vorliegen einer privaten 
Versicherung direkt an die Hochschule. 

 
5. Welche Krankenkasse? 

 Studienbewerber*innen fordern den für die erstma-
lige Einschreibung erforderlichen Nachweis über 
den Versicherungsstatus bei der Krankenkasse an, 

bei der sie zum Studienbeginn als Mitglied oder Fa-
milienangehöriger versichert sind oder voraussicht-
lich versichert sein werden. 
Die Studienbewerber*innen, die zum Studienbe-
ginn nicht in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versichert sind, fordern den Nachweis über 
den Versicherungsstatus bei der Krankenkasse an, 
bei der zuletzt eine Mitgliedschaft oder Familienver-
sicherung bestand. Unerheblich ist dabei, wie lange 
die letzte Mitgliedschaft bzw. Familienversicherung 
zurückliegt. Ist eine letzte Krankenkasse nicht vor-
handen, ist eine der wählbaren Krankenkassen für 
den Nachweis über den Versicherungsstatus zu-
ständig. 

 
 Bei Studienbewerber*innen, die sich von der Versi-

cherungspflicht befreien lassen wollen, erfolgt der 
Nachweis über den Versicherungsstatus durch die 
Krankenkasse, die die Befreiung ausspricht.  

  
6. Krankenkassenwahl 
 Versicherungspflichtige oder versicherungsberech-

tigte Studierende haben die Möglichkeit, die Mit-
gliedschaft bei einer der folgenden Krankenkassen 
zu wählen: 

 - die AOK des Wohnortes, 
 - jede Ersatzkasse, deren Zuständigkeit sich nach 

der Satzung auf den Wohnort des Versicherten 
erstreckt, 

 - die Betriebs- oder Innungskrankenkassen, 
wenn die Satzung dies vorsieht und der Versi-
cherte im Kassenbezirk wohnt, 

 - die Krankenkasse, bei der zuletzt eine Mitglied-
schaft oder eine Familienversicherung bestan-
den hat, 

 - die Krankenkasse, bei der der Ehegatte versi-
chert ist, 

 - die AOK oder jede Ersatzkasse an dem Ort, in 
dem die Hochschule ihren Sitz hat. 

  
 Die Wahl ist vom Versicherten spätestens zwei Wo-

chen nach Eintritt der Versicherungspflicht gegen-
über der gewählten Krankenkasse zu erklären.  

 Die gewählte Krankenkasse ist auch für die Durch-
führung der Pflegeversicherung zuständig. Fami-
lienversicherte haben kein eigenes Wahlrecht; für 
sie gilt die Wahlentscheidung des Mitglieds. 

 
7. Weitere Informationen 

 Dieses Merkblatt kann nur eine allgemeine Informa-
tion sein. Nähere Auskünfte über die Krankenversi-
cherung der Studentinnen und Studenten erteilen 
die Krankenkassen. 


